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Sonnenkönig
Klaus Wowereit
Mehrheit der Berliner
gegen ihn 

Seite 4

Europa hat 
die Wahl
Joachim Zeller strebt 
nach Straßburg 
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Geschichte ein 
Gesicht geben 
Frank Henkel im Gespräch 
mit den Generationen  
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BERLINER
RUNDSCHAU

Eine starke 
Demokratie feiert

Vor 20 Jahren fiel die Mauer und  
vor 60 Jahren wurde die Bundesrepublik gegründet.
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1,2 Billionen Euro wurden nach Schätzungen des Instituts für Wirt-
schaftsforschung Halle bisher in den „Aufbau Ost“ investiert

+++ 690.000 Kinder wurden nach Schätzungen des Statistischen Bundesamtes 2008 in Deutschland geboren – damit geht der 
Geburtentrend deutlich nach oben. Die familienfreundliche Politik Ursula von der Leyens (CDU) zeigt Wirkung. +++ 53 Millionen  
Mitglieder haben die christlichen Kirchen in Deutschland +++ 70% aller Beschäftigten in Deutschland arbeiten in mittelständischen 
Unternehmen +++  100 Millionen Menschen sprechen Deutsch als Muttersprache – damit ist Deutsch die meistgesprochene Sprache 
in der Europäischen Union +++ 228 Auslandsvertretungen repräsentieren die Bundesrepublik Deutschland  in der Welt +++  383 
Hochschulen gibt es in Deutschland, davon 103 Universitäten und 176 Fachhochschulen +++  969 Milliarden Euro betrug das Export-
volumen Deutschlands im Jahr 2007 – damit ist die Bundesrepublik Exportweltmeister +++  230.000 Kilometer umfasst das deutsche 
Straßennetz +++  2/3 aller global führenden Brachenmessen finden in Deutschland statt +++  5000 Museen, 300 Theater, über 100 
Musiktheater und Opernhäuser, 130 Berufsorchester und 7500 Bibliotheken gibt es in Deutschland +++  33 Kultur- und Naturdenk-
malstätten in Deutschland stehen unter dem Schutz des UNESCO-Welterbes

ZAHLEN • FAKTEN • HINTERGRÜNDE

52 Mal 
wurde das Deut-
sche Grundgesetz 
seit seinem In-
krafttreten geän-
dert

70 
Bundesminister 

kamen seit 1949 aus 
den Reihen der CDU

ro wurden nach Schätzungen des Instituts für Wirt

1 .200.000.000.000

62.200.000

320.000 Menschen 
gingen bei der größ-
ten Montagsdemon-
stration in Leipzig im 
Oktober 1989 auf die 
Straße, um gegen die 
Verhältnisse in der 
DDR zu protestieren.

... Jahre hat 
die Union seit 
Gründung der 

Bundesrepublik 
Deutschland 
den Bundes-

kanzler bisher 
insgesamt ge-

stellt

40

1,2 Billionen Eur
scsssssssssscssscssss haftsforschung
1 2 Billionen Eur

9.000
Gesetzes-

vorlagen 

wurden seit 

1949 im 

Bundestag 

eingebracht

So viele Bürgerinnen und Bürger sind 
bei der nächsten Bundestagswahl am 
27. September 2009 wahlberechtigt
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Gesine Schwan tourt durch die Re-
publik und macht Wahlkampf, denn 
ohne die Stimmen der LINKEN hat sie 
keine Chance zur Bundespräsidentin 
gewählt zu werden. Doch das Grund-
gesetz will in der Bundesversammlung 
gerade keinen Wahlkampf; findet dort 
die Wahl doch ausdrücklich ohne Aus-
sprache statt.
Dagegen scheint die Wortspielerei 
der SPD-Kampa geradezu harmlos zu 
sein. Die wahlkämpfenden Genossen 
haben vor kurzem versucht, uns einen 
abgespeckten Spitzenkandidaten zu 
präsentieren. Da wurde schnell aus 
„Frank-Walter Steinmeier“ ein „Frank 
Steinmeier“. So ähnlich wie aus dem 
Gerhard – wir erinnern uns, das war 
„Doris, ihr Mann“- der Gerd wurde. 
Was bei Schröder aber noch klappte, 
endet bei Steinmeier ganz ähnlich wie 
im bekannten Mike Krüger-Song: 

„Walter war nicht groß, war eher klein.  
Trotzdem behauptete er, von den Klei-
nen einer der Größten zu sein.  
Seine Frau, die Marie sah noch ganz gut 
aus, für Ihr Alter,  
Und wenn sie mal was sagte, dann meist 
„Mein Gott Walter“.“

Natürlich wird solch ein Vergleich dem 
SPD-Kanzlerkandidaten nicht gerecht 
und im Übrigen heißt seine Frau auch 
nicht Marie sondern Elke Büdenben-
der, aber dieser missglückte Versuch 
volksnäher zu wirken, zeigt zusam-
men mit der wahlkämpfenden Gesine 
Schwan etwas anderes. Wie hält es der 
SPD-Spitzenkandidat im Grundsätzli-
chen, wenn er schon seinen Vornamen 
so bereitwillig opfert? Schwant einem 
nicht im wahrsten Sinne des Wortes 
Böses, wenn man ihn und Müntefering 
hört, wie sie eine Zusammenarbeit 
mit den Linken auf Bundesebene aus-
schließen? Auf Landesebene, in Ost 
wie in West, ist diese Hemmschwelle 
ja schon längst gefallen.

MIR SCHWANT 
BÖSES

Linke setzt Kulturkampf 
gegen Gymnasien fort

Es gibt keine Einheitskinder, also darf es keine Einheitsschule geben.

Rot-Rot arbeitet weiter am ideologischen 
Umbau der Berliner Schulstrukturen. Bis 
heute hat Bildungssenator Zöllner jedoch 
noch immer kein tragfähiges Konzept für 
seine „Sekundarschule“ vorgelegt. Unter-
dessen holt die Linke zum nächsten Fron-
talangriff auf die Gymnasien aus.

Der CDU-Landes- und Fraktionsvorsitzende, 

Frank Henkel, kritisierte die fehlende Trans-

parenz bei Zöllners Schulstrukturreform. 

Niemand kenne die Eckwerte für dieses poli-

tische Vorhaben, z.B. die Klassenfrequenzen 

und die Zulassungsbedin-

gungen für die Gymnasien. 

Ebenso bleibt im Dunkeln, 

welche Schulen geschlos-

sen werden sollen, was 

zur großen Verunsicherung 

von Eltern, Schülern und 

Lehrern führt.

Zudem bezeichnete es 

der CDU-Chef als unver-

antwortlich, wie mit den 

Mittel aus dem Konjunkturpakt II umgegan-

gen wird. Anstatt die Gelder vorrangig in die 

Sanierung und den Ausbau der Infrastruktur 

zu stecken, müssten die Bezirke nun im Eil-

verfahren einen platzbezogenen Ausbau für 

Zöllners Strukturkonzept vornehmen - ohne 

Klarheit darüber, welche Standorte am Ende 

überhaupt erhalten bleiben. 

Henkel: „Offenbar sollen hier Fakten geschaf-

fen und die Reform durch die Hintertür ein-

geführt werden. Wir bleiben dabei: Was der 

Bildungssenator vorhat, ist ein fantasieloses 

Zusammenmixen aller Schulformen. Dadurch 

werden nur die Probleme fusioniert. Aber mit 

seiner Hinterzimmerpolitik verweigert er sich 

jeder ernsthaften Debatte.“

Im Windschatten der Strukturreform fährt die 

Linke immer neue Geschütze gegen die Berli-

ner Gymnasien auf. Die Fraktionsvorsitzende 

der Linken, Carola Bluhm, hatte bereits im 

Dezember 2008 erklärt, es sei eine richtige 

Entscheidung, das gegliederte Schulsystem 

erst einmal „einzudampfen“. Aber das sei nur 

der erste Schritt. Das System der Zweiglied-

rigkeit könne nur eine „Über-

gangssituation“ sein. Medien-

berichten zufolge liegt jetzt ein 

Antrag für den Linken-Partei-

tag am 29. März vor, in dem 

Zöllners Modell nur als „Zwi-

schenschritt“ auf dem Weg zur 

flächendeckenden Einheits-

schule bezeichnet wird. 

Henkel kritisierte diesen neu-

en Versuch, die Gymnasien 

zu schwächen und langfristig abzuschaffen. 

Gleichzeitig griff er die SPD für ihr Wegduk-

ken in dieser Frage an: „Es ist bezeichnend, 

dass kein führender Sozialdemokrat diesen 

Äußerungen widerspricht. Der Regierende 

Bürgermeister muss endlich ein Machtwort 

sprechen, dass das Gymnasium in Berlin nicht 

zur Disposition steht. Wir wollen Talente för-

dern und zur Entfaltung bringen, anstatt ein 

Einheitskind zu formen. Dazu müssen aber 

in unserer Stadt vielfältige Bildungsangebote 

erhalten bleiben.“

Frank Henkel:
„Das Gymna-
sium steht in 

Berlin nicht zur 
Disposition“



Ausgabe März 2009Seite 4 
BERLINER
RUNDSCHAU

Die „Sonnenkönig“-Politik des Regie-
renden Bürgermeisters Klaus Wowereit 
(SPD) stößt bei den Berlinerinnen und 
Berlinern auf deutliche Ablehnung. Eine 
große Mehrheit zeigt sich mit seinem 
anmaßenden Regierungsstil unzufrie-
den. Selbst unter den SPD-Anhängern 
kommt Wowereits Politik nicht mehr 
gut an. 

Die Zahlen sind eindeutig. Laut einer 

Forsa-Umfrage im Auftrag der Berliner 

Zeitung ist eine klare Mehrheit der Ber-

linerinnen und Berliner mit der Politik 

des Regierenden Bürgermeisters Klaus 

Wowereit unzufrieden. Sein anmaßen-

der Politikstil („Ich bin die Regierung!“) 

stößt selbst im eigenen Lager auf mas-

sive Kritik. So halten 67 Prozent der 

SPD-Anhänger die Entscheidung des 

Regierenden Bürgermeisters, den still-

gelegten Flughafen Tempelhof im Al-

leingang an die Modemesse „Bread & 

Butter“ zu vermieten, für falsch. Unter 

allen Berlinerinnen und Berlinern sind 

es sogar 74 Prozent. Auch bei der Fra-

ge nach einem Nachnutzungskonzept für den 

Flughafen Tempelhof ist eine Mehrheit von 55 

Prozent der SPD-Anhänger der Meinung, der 

rot-rote Senat habe nicht die richtigen Ideen. 

Ähnlich verhält es sich beim Thema „Pro Reli“. 

Hier ist lediglich ein Drittel der Berlinerinnen 

und Berliner mit dem von Wowereit durchge-

setzten Abstimmungstermin am 26. April ein-

verstanden. Den Beschluss, die Abstimmung 

zum Volksbegehren „Pro Reli“ von der Europa-

wahl abzukoppeln, unterstützen 

selbst unter den SPD-Wählern 

nur 39 Prozent. Fragt man die 

Berlinerinnen und Berliner hin-

gegen, was sie nach über sieben 

Jahren Regierungszeit mit Klaus 

Wowereit verbinden, steht für 

fast 80 Prozent fest: Party. An 

bessere Schulen oder die Be-

kämpfung der Arbeitslosigkeit 

denkt beim Namen Wowereit 

kaum jemand. Eine Bankrott-

Erklärung für den Regierenden 

Bürgermeister. Die Unzufrie-

denheit der Berlinerinnen und 

Berliner mit Wowereits Politik 

schlägt sich unterdessen auch in 

der Sonntagsfrage nieder: Wären 

am nächsten Sonntag 

Wahlen, käme Rot-Rot nur noch auf 42 Prozent 

und hätte somit keine Mehrheit mehr. „Diese 

Zahlen belegen, was wir schon lange kritisie-

ren: eine immer bürgerfernere Politik des Re-

gierenden Bürgermeisters“, so der Landes- und 

Fraktionsvorsitzende der CDU Berlin, Frank 

Henkel zu den Umfrageergebnissen, „Wo-

wereit muss endlich begreifen, dass Politik für 

die Menschen da sein sollte, nicht umgekehrt“.

Deutliche Mehrheit der Berliner 
gegen „Sonnenkönig“ Wowereit

-
t

den am nächsten Sonntag
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CDU-Chef
Frank Henkel:
„Sonnenkönig 
Wowereit unter 
Dauerbeschuss“

Seite 2

Berliner 
Presseschau
„.. die Arroganz der 
Macht...“

Seite 3

Erfolgreichstes
Volksbegehren 
Entscheidung jetzt 
am 26. April

Seite 4
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E
V

„Der Staat bin ich.“wird der absolutistische Monarch Ludwig XIV. zitiert. „Ich bin 
kein Trickser, sondern die Regierung“, sagt Klaus Wowereit.

BR_Feb09_01.indd   1

+++ JANUAR 2002 Während er Berlin einen Sparkurs 
verordnet „bis es quietscht“, feiert der „Regierende Party-
meister“ Wowereit ausgiebig und lässt sich dabei mit 
Champagnerflasche und Damenschuh fotografieren. +++ 
MÄRZ 2002 In seiner Funktion als Bundesratspräsident 
manipuliert Wowereit den Ausgang der Abstimmung um 
das Zuwanderungsgesetz. +++ MAI 2002 Erst nach mas-
sivem öffentlichem Druck gibt Wowereit seinen Plan, aus-
gerechnet zum Zeitpunkt des Berlin-Besuches des US-Prä-
sidenten in Urlaub zu fahren, auf. +++ OKTOBER 2003 
Der „mit Peinlichkeiten gespickte“ (Berliner Zeitung) Me-
xiko-Aufenthalt Wowereits sorgt für Unmut. Zweifel an 
dem Nutzen der mit Steuergeldern finanzierten Dienstrei-
se werden laut. +++ NOVEMBER 2004 Der Auftritt Wo-
wereits bei der Asien-Pazifik-Konferenz in Bangkok wird 
zum Fiasko. Konferenzteilnehmer beschreiben Wowereits 
Kleidungsstil als „Fehltritt“ und seine Rede als „peinlich“. 
+ Auf der Berliner Aids-Gala stellen Wowereit und die Ka-
barettistin Désirée Nick ihre freundschaftliche Beziehung 
mit einem Zungenkuss „auf durchaus ungewöhnliche Wei-
se öffentlich zur Schau“ (Hamburger Landgericht). +++ 
DEZEMBER 2004 Bei einem Wissenstest des TV-Senders 
RTL kann Wowereit weder sagen, von wann bis wann der 
Zweite Weltkrieg gedauert hat, noch wie man das Wort 
„Rhythmus“ buchstabiert. Die Matheaufgabe „3 + 8 x 2“ 
löst er ebenfalls nicht korrekt. +++ AUGUST 2005 Das 
Grußwort des Regierenden Bürgermeisters für das Sado-
Maso-Fest „Folsom Europe“ sorgt für einen Eklat. +++ 
NOVEMBER 2006 Bei seiner Wahl im Abgeordnetenhaus 
fällt Wowereit im ersten Wahlgang durch und erhält auch 
im zweiten Wahlgang nicht alle Stimmen seiner Koalition. 
+++ MÄRZ 2007 Erneut begibt sich Wowereit auf einen 
seiner „seltsamen Spaß- und Egotrips“ (Berliner Zeitung) 
– diesmal nach Kalifornien. +++ MÄRZ 2008 Wowereit 
offenbart sein fragliches Demokratieverständnis, indem er 
bereits vor dem Volksentscheid zum Flughafen Tempelhof 
mehrmals erklärt, das Abstimmungsergebnis nicht berück-
sichtigen zu wollen. +++ MAI 2008 Mit seinem Einknik-
ken bei der Abstimmung über den EU-Reformvertrag von 
Lissabon fügt Wowereit Berlin eine „gewaltige Blamage“ 
zu. +++ JUNI 2008 Statt dem öffentlichen Gelöbnis der 
Bundeswehr anlässlich des 64. Jahrestages des Attentates 
auf Adolf Hitler beizuwohnen, sagt Wowereit kurzfristig 
ab und fährt lieber in den Urlaub. +++ OKTOBER 2008 
Mit der endgültigen Schließung des Flughafens Tempel-
hof besiegelt der Regierende Bürgermeister ein bedeutsa-
mes Kapitel Berliner Geschichte und opfert ohne Not ein 
großes Potential Berlins. +++ DEZEMBER 2008 Wie ein 
Medienbericht enthüllt, hält der rot-rote Senat seit über 
drei Jahren ein Gutachten geheim, das von einer enormen 
Gefährdung des Flughafens Tegel durch Kriegsmunition 
ausgeht. + Mit der Äußerung, er würde seine Kinder nie 
auf eine Kreuzberger Schule schicken, sorgt Wowereit 
für Empörung. +++ JANUAR 2009 In seiner Funktion 
als Kultursenator scheitert Klaus Wowereit mit seinem 
persönlichen Prestige-Projekt, im Humboldthafen eine 
staatliche Kunsthalle von einem privaten Investor bauen 
zu lassen. + Nachdem der Generaldirektor der Stiftung 
Oper in Berlin, Stephan Rosinski, es gewagt hatte, die 
Kulturpolitik Wowereits als „ideenlos“ zu kritisieren, wird 
er abgesetzt. + Wowereit weigert sich, den Termin für den 
Volksentscheid zu „Pro Reli“ mit der Europawahl am 7. 
Juni zusammenzulegen und bürdet dem Berliner Steuer-
zahler damit unnötige Mehrkosten in Millionenhöhe auf. 
+++ FEBRUAR 2009 Im Alleingang vermietet Wowereit 
den stillgelegten Flughafen Tempelhof für die nächsten 
zehn Jahre an die Modemesse „Bread & Butter“. Eine 
dauerhafte Nachnutzung wird damit blockiert, die IHK 
Berlin spricht von einem „erheblichen wirtschaftlichen 
Schaden“. + Im Bundesrat verwährt Wowereit dem größ-
ten Konjunkturprogramm in der Geschichte Deutschlands 
die Zustimmung Berlins, verplant derweil aber bereits flei-
ßig die darin enthaltenen Finanzhilfen. +++ Pleiten, Patzer, Peinlichkeiten

Die Visualisierung des Son-
nenkönigs animierte die 
Medien, selbst das Radio 
nahm die Sonderausgabe 
der Rundschau zur Grund-
lage der Berichterstattung
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Die Debatte um die Berliner Opernstiftung, die 
Spekulationen über die Zukunftschancen drei-
er eigenständiger Berliner Opernhäuser reißen 
nicht ab. Im Februar veranstaltete die Stiftung 
Zukunft Berlin eine Podiumsdiskussion mit 
Vertretern anderer europäischer Opernmetro-
polen, die große öffentliche Aufmerksamkeit 
erhielt.

„Mehr Geld, einen exzellenten Stiftungsrat, einen 

Generaldirektor mit künstlerischer Autorität und 

mehr Begeisterung im Senat für seine Opern!“ 

Das sind die Forderungen und Rettungsvorschlä-

ge der Berliner CDU-Bundestagtagsabgeordneten 

und Kulturpolitikerin Monika Grütters (im Bild 

zweite von links).  Ein Etat, der nicht nur zwei 

Opern, sondern tatsächlich drei Opernhäusern ge-

recht würde, wäre ein klares Bekenntnis zu ihrer 

Zukunft. Darauf wartet Berlin noch immer. „So 

bringt man alle drei Opern an den Rand ihrer 

Existenz“, ist Monika Grütters überzeugt. Be-

reits heute sind die Berliner Opern nicht mehr 

wettbewerbsfähig mit Hamburg, Stuttgart 

oder Dresden und schon gar nicht mit London, 

Wien oder Paris. Statt eine weltweit einmalige 

Opernstiftung mit drei international beach-

teten Häusern zu profilieren, spart der Senat 

dieses Markenzeichen Berlins kaputt. Eine 

internationale Stiftung wird von einem Auf-

sichtsrat der Regional-Klasse bestimmt. Mut-

los und unambitioniert erscheinen viele seiner 

Entscheidungen. Das kann nicht zum Erfolg 

führen. Für Kandidaten von Weltklasseformat 

ist der Generaldirektorposten derzeit keine attrak-

tive Stelle. Die üble Behandlung der Vorgänger 

durch den Senat wurde nicht nur deutschlandweit 

öffentlich wahrgenommen. Um eine künstlerisch 

herausragende, durchsetzungsstarke Autorität für 

diese Arbeit zu gewinnen, muss endlich die klein-

mütige Kritik an den Opern und ihren Künstlern 

aufhören – zuerst im Senat, dann in der Stadt. „Die 

drei Opernhäuser sollten der Stolz, nicht das Pro-

blem Berlins sein“, appelliert Monika Grütters.

Drei Berliner Opernhäuser sind der  
Stolz unserer Stadt - nicht ihr Problem

Das Künstlerhaus Bethanien gehört zu den 
Legenden von Berlin, von denen man auch 
hinter der Mauer gehört hat. Entsprechend 
gespannt ist die Direktkandidatin der CDU 
in Friedrichshain-Kreuzberg und ehemalige 
DDR-Bürgerrechtlerin, Vera Lengsfeld, bei 
einer Wahlkreisbegehung. 

Das Gebäude des ehemaligen Diakonissen-
Krankenhauses beherrscht die Westseite des 
Mariannenplatzes, dessen Grünflächen so-
wie der das Haus umgebende 
Park von den berühmten Land-
schaftsarchitekten Peter Joseph 
Lenné gestaltet wurden. Lenné 
würde sich heute allerdings im 
Grabe umdrehen, sähe er, in 
welchem Ausmaß seine Anlage 
der Verwahrlosung überlassen 
wurde.
Vor dem Haus werden Lengsfeld und ihre Be-

gleiter von Herrn Tannert, dem Projektleiter  des 

Künstlerhauses Bethanien begrüßt. Er lädt sie ein, 

erst einmal einen Rundgang durch die Außenan-

lagen zu machen, um sich einen Eindruck von 

der Situation zu verschaffen. Der ist allerdings 

verheerend. Das ehemalige Schwesternwohn-

heim wurde bereits 1971 von Hausbesetzern in 

Beschlag genommen.  Es soll heute ein „Jugend-

, und Kulturzentrum“ beherbergen, allerdings 

weist von außen nichts darauf hin. „Es sieht eher 

nach „Ruinen schaffen ohne Waffen“ aus, deko-

riert mit Müll und Schrott“, stellt Lengsfeld fest. 

Geht man auf die Website der Besetzter, erfährt 

man, dass derzeit 40 Menschen hier wohnen sol-

len, die sich hehren Zielen verpflichtet sehen. 

Unter andrem wollen sie das Gebäude sanieren. 

Irgendetwas muss dazwischen gekommen sein. 

Von Sanierung ist nicht mal ansatzweise etwas 

zu sehen. Hier, im Bereich des ehemaligen To-

desstreifens, mussten die Bewohner dieser Sied-

lung vor kurzem den Abriss eines Bretterzaunes 

hinnehmen, denn der Bezirk will einen Teil der 

Lennéschen Anlage entlang der ehemaligen 

Krankenhausmauer rekonstruieren. Ein Eck-

stück der Backstein-

mauer wurde zur Zierde 

wieder errichtet,  aber 

umgehend mit Graffiti 

verschmiert. „Nie wie-

der Mauer“ liest man 

und begreift, dass die 

Besetzter das Monopol 

auf Errichtung von Ab-

grenzungen haben wollen.

Herr Tannert erzählt beim Weitergehen, dass die 

zweiten Hausbesetzer diesmal zwei Etagen des 

Südflügels des Hauptgebäudes vereinnahmen 

und ihr Vorgehen damit begründen, das Künstler-

haus Bethanien müsse ein öffentlicher Ort blei-

ben. Aber genau das ist er immer gewesen. Alles, 

was die Besetzter fordern - Kinderbetreuung, 

Café, öffentliche Veranstaltungen, Künstlerate-

liers - hat es vor der Besetzung bereits gegeben. 

Seit drei Jahren bleiben die Besetzer ihr Konzept, 

von dem immer die Rede war, schuldig. Was sich 

seit der Besetzung sichtbar verändert hat, ist der 

Zustand der Umgebung des Gebäudes. Die Be-

setzer leisten keinerlei Beitrag zum Unterhalt 

des Hauses. Die Kosten der Besetzung wurden 

auf die Institutionen umgelegt, die das Künstler-

haus ausmachen. Die Miete für das Künstlerhaus 

sollte verdoppelt werden. Das hat dazu geführt, 

dass die Künstler ausziehen müssen . Sie haben 

Ateliers bei dem Sohn des bekannten Sammlers 

Berggruen gefunden, einem Kunstmäzen wie 

sein Vater. Den Namen „Künstlerhaus Betha-

nien“ nehmen sie mit. Die Besetzer werden am 

Ende möglicherweise verhindert haben, was sie 

bei der Besetzung anzustreben vorgaben. Auf ih-

rer Homepage sind alle zur Mitarbeit eingeladen, 

die „unsere politischen Ziele“ teilen. Per Defi-

nition wird damit der Mehrheit der Bevölkerung 

die Mitsprache verweigert, obwohl die Besetzer 

vorgeben, im Namen der „Bevölkerung“ zu han-

deln. Als die Gruppe durch das Haus geht und 

einen Blick in Ateliers, Musikschule, Druck-

werkstatt und Café wirft, kommt sie auch an eine 

Tür zum Südflügel, die als Fluchttür offen sein 

muss. Dahinter liegt das Reich der Besetzer. Alle 

Wände des Treppenflurs sind von oben bis un-

ten beschmiert. Es riecht nach Vernachlässigung. 

Wenn Hausbesitzer die peniblen Auflagen des 

Denkmalsschutzes nicht einhalten, drohen hohe 

Strafen. Hier wird ein denkmalsgeschütztes Ge-

bäude dem Verfall preisgegeben, ohne dass das 

Bezirksamt Handlungsbedarf sieht. Herr Tannert 

erzählt, dass die Besetzer von Christian Ströbele 

vor Gericht vertreten würden. Ob Herr Ströbele 

wohl schon die Inschrift im Hausflur der Beset-

zer gesehen hat, die fordert: „Ströbele raus aus 

Deutschland“? 

Lengsfeld zu Besuch im Künstlerhaus Bethanien
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Die Soziale Marktwirtschaft steht in diesen 
Tagen und Wochen vor einer ihrer größten 
Herausforderungen. 

Die Krise auf den internationalen Finanzmärk-

ten und die weltweite Konjunkturabschwächung 

haben die deutsche Wirtschaft voll erfasst. „In 

dieser Situation ist es die wichtigste Aufga-

be der Politik, schnell und entschlossen, nicht 

aber hysterisch oder gar kopflos auf die Krise 

zu reagieren. Diese Gradwanderung ist der Bun-

desregierung bisher gelungen“, resümiert der 

Spandauer Bundestagsabgeordnete Kai Wegner 

die in den vergangenen Monaten ergriffenen, 

umfangreichen Maßnahmen zur Stabilisierung 

der deutschen Wirtschaft. Alleine im Rahmen 

der Konjunkturpakete wurden Investitionen in 

einem Volumen von über 80 Milliarden Euro in 

Gang gesetzt. Das ehrgeizige Ziel dieses Kraft-

aktes: Deutschland soll die Krise nicht einfach 

nur überstehen, sondern gestärkt aus ihr her-

vorgehen. Wegner, der für die Union 

im Wirtschaftsausschuss sitzt und seit 

kurzem die Berliner Landesgruppe im 

Bundestag als Vorsitzender führt, ist 

davon überzeugt, dass dieses Ziel auch 

erreicht werden kann. Grundbedingung 

dafür sei jedoch, dass jetzt die richtigen 

politischen Konsequenzen aus der Kri-

se gezogen würden: „Finanzielle Ex-

zesse und mangelndes soziales Verant-

wortungsbewusstsein haben die Welt 

in die aktuelle Krise geführt. Für uns 

bedeutet das: Wir müssen wieder mehr 

das „Soziale“ unserer Marktwirtschaft 

definieren. Freiheit und Verantwortung 

gehören zusammen, so wie Erfolg und 

Solidarität zusammen gehören. Die 

Rückbesinnung auf die Grundzüge der 

Sozialen Marktwirtschaft, vor allem 

der Überzeugung, dass Märkte eine Ordnung 

brauchen, damit sie den Menschen dienen kön-

nen, ist das Gebot der Stunde.“

RÜCKBESINNUNG AUF DIE SOZIALE 
MARKTWIRTSCHAFT ALS ANTWORT AUF DIE 

FINANZMARKTKRISE

Was da über die Mauer der Metallrestaurie-
rungswerkstatt „Haber und Brandner“ in der 
Lehderstrasse in Berlin Weissensee lugt, ge-
hört dort nicht wirklich hin!
Aber einem „geschenkten Gaul“ guckt man 
nicht irgendwo rein. Immerhin handelt es 
sich um ein Freundschaftsgeschenk von Zar 
Nikolaus I. an König Friedrich Wilhelm IV .
Letzterer hatte bei einem Besuch seiner 
Schwester, der Zarin Alexandra Fjodorowna, 
das „Rossebändiger“-Paar auf der St. Peters-
burger Anitschkow-Brücke gesehen und sei-
ne Leidenschaft entdeckt. Sein Schwager, der 
Zar, ließ daraufhin Abgüsse der Skulpturen 

bei ihrem Schöp-
fer Peter Clodt 
von Jürgensburg 
(1805 bis 1867) 
in Auftrag geben. 
Nicht ohne Stolz 
auf seinen Bild-
hauer, von dem 
der Zar gesagt 
haben soll: „Clodt 
schüfe edlere 
Pferde als jeder 

preisgekrönte Hengst“.  Dieser Stolz führte 
1846 zu einer weiteren Kopie als Geschenk 
an den König von Neapel. Auch dort sind die 
Rösser noch heute zu bewundern.
Begeistert eilten die  Berliner herbei, als 
die Skulpturen 1844 vor das Berliner Stadt-
schloss gesetzt wurden, direkt vor das Portal 
IV gegenüber dem Alten Museum. 
Die Darstellungen der jungen Männer, die 
mit den kräftigen Pferden ringen, erhielten 
bald ihren passen Spitznamen: „Gebremster 
Fortschritt“ und „Beförderter Rückschritt“.
Pferde und Halter „überlebten“ Krieg und 
Schlosssprengung, weil sie rechtzeitig im 
Schöneberger Kleistpark vor dem alliierten 
Kontrollratsgebäude postiert wurden.
Dem öffentlichen Anblick entzogen, zogen 
sie erst wieder die Blicke auf sich, als sie im 
März letzten Jahres als Kernstücke der Aus-
stellung „Macht und Freundschaft  Berlin–St. 
Petersburg 1800–1860“ im Gropius-Bau ein-
ritten. Positive Folge für die Pferde: eine Re-
staurierung in anfangs erwähnter Werkstatt. 
Die neuen Fundamente für die um das Zaum-
zeug ergänzten Rösser und ihre Bändiger 
sind bereits gegossen und Ende April kann 
man die Figurengruppen wieder vor dem 
Kammergerichtsgebäude erleben, bevor sie 
vielleicht ein letztes Mal umziehen, an ihren 
angestammten Platz vor Portal IV. der rekon-
struierten Stadtschlossfassade. (Jan Luther)

Rassige Rösser 
russischer Bauart

BERLINER BLICK

Die derzeitige Finanzkrise hat Lücken im 
Regulierungssystem offenbart und Ver-
werfungen auf dem Finanzmarkt mit sich 
gebracht, die viele in diesem Ausmaß nicht 
für möglich gehalten hätten. Mit ihrem 
Beschluss „Den Finanzmarkt stabilisieren 
und neu ordnen – 5 Lehren aus der Krise“ 
plädiert die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion dafür, die Krise auch als Chance zu 
begreifen und die richtigen Lehren daraus 
zu ziehen, um die Bürgerinnen und Bürger 
zukünftig besser zu schützen.

Zwar haben die bisher beschlossenen Maß-

nahmen, wie das Finanzmarktstabilisierungs-

gesetz, bereits Wirkung gezeigt und das 

Bankensystem im Deutschland, anders als in 

anderen Staaten, vor schwerwiegenden Ein-

schnitten bewahrt, doch ist es nach Ansicht 

der CDU/CSU-Bundestagfraktion zum Zu-

rücklehnen eindeutig zu früh. „Wir müssen 

weiter entschlossen handeln, um Deutschland 

sicher durch die Krise zu führen“ heißt es in 

dem elfseitigen Positionspapier zur Stabilisie-

rung des Finanzmarktes. Insgesamt fünf Re-

formvorschläge sind darin enthalten, die den 

Standort Deutschland gestärkt aus der Krise 

hervorgehen lassen sollen. So soll die inter-

nationale Finanzmarktarchitektur schlagkräf-

tiger gemacht und die Bankenaufsicht durch 

eine Zusammenlegung der Finanzaufsicht un-

ter dem Dach der Deutschen Bundesbank effi-

zienter gestaltet werden. Durch maßvolle, aber 

wirksame Maßnahmen soll zudem die Trans-

parenz am Kapitalmarkt erhöht und zugleich 

die finanzielle Ausstattung der Marktteilneh-

mer verbessert werden. Einen zentralen Re-

formpunkt des Papiers bildet die Vergütung 

von Managern. Diese soll nach dem Willen 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zukünf-

tig deutlich stärker an nachhaltigen Erfolgen 

ausgerichtet werden. Darüber hinaus soll der 

Verbraucherschutz im Finanzdienstleistungs-

sektor verbessert werden. 

Aus der Krise lernen
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Europa ist nicht weit weg

Zwischen dem 04. und dem 07. Juni 2009 

haben die Bürgerinnen und Bürger der 

Europäischen Union zum siebten Mal die 

Gelegenheit,  die Angeordneten für das 

Europäische Parlament zu wählen. Die 

allgemeinen, unmittelbaren, freien, glei-

chen und geheimen Wahlen finden nach 

Mitgliedsstaaten getrennt statt, der genaue 

Abstimmungstermin folgt dabei den je-

weiligen Wahltraditionen des einzelnen 

Mitgliedsstaates. In Deutschland wird 

am Sonntag, dem 07. Juni 2009 gewählt, 

während beispielsweise in Großbritan-

nien schon am Donnerstag, dem 04. Juli 

gewählt wird. Stimmberechtigt sind alle 

Bürgerinnen und Bürger der 27 Mitglieds-

staaten der Europäischen Union am Ort 

ihres Hauptwohnsitzes. Die Anzahl der 

Sitze pro Mitgliedsstaat wird nach dem 

Prinzip der „degressiven Proportionali-

tät“ ermittelt, das bedeutet, dass Staaten 

mit mehr Einwohnern grundsätzlich mehr 

Abgeordnete in das Europäische Parla-

ment entsenden, kleinere Staaten aller-

dings mehr Abgeordnete pro Einwohner 

aufweisen. Mit derzeit 99 Abgeordneten 

stellt Deutschland die mit Abstand größ-

te Gruppe der insgesamt 785 Mitglieder 

des Europäischen Parlaments. Anders als 

bei der Bundestagswahl haben die Wäh-

lerinnen und Wähler in Deutschland bei 

der Europawahl nur eine Stimme, mit der 

sie eine Partei oder Wählervereinigung 

wählen können. Die Vergabe der 99 Sitze 

für Deutschland erfolgt nach einer bun-

desweiten Berechnung nach dem Verhält-

niswahlrecht, wobei die 5-Prozent-Sperr-

klausel gilt. 

Das Europäische Parlament wurde 1952 

gegründet und bestand bei seiner ersten 

Zusammenkunft aus 78 nationalen Abge-

ordneten, die von den jeweiligen natio-

nalen Parlamenten ausgewählt worden 

waren. Seither wurden die Kompetenzen 

des Europäischen Parlaments mehrmals 

deutlich erweitert, vor allem durch den 

Vertrag von Maastricht 1992, den Vertrag 

von Nizza 2001 und zuletzt durch den 

Vertrag von Lissabon 2007, der jedoch 

noch nicht in Kraft ist. Seit 1979 findet 

alle fünf Jahre eine Direktwahl zum Eu-

ropäischen Parlament statt. Heute gehört 

das Parlament zu den  fünf wichtigsten 

Institutionen der EU und repräsentiert 

die insgesamt 500 Millionen Bürgerin-

nen und Bürger der Europäischen Union. 

Am 7. Juni diesen Jahres finden wieder die 
Wahlen zum Europäischen Parlament statt. 
Spitzenkandidat der CDU Berlin ist Joachim 
Zeller. 

Der 56jährige ist überzeugt, dass Berlin weiter-

hin eine starke Vertretung im Europäischen Par-

lament braucht, insbesondere durch Mandats-

träger der Berliner Union. Gerade die aktuellen 

Ereignisse um die weltweite Finanz- und Wirt-

schaftskrise zeigen, wie wichtig mittlerweile die 

Europäische Union zur Bewältigung globaler 

Krisen geworden ist. Nicht nur im wirtschaftli-

chen Bereich, sondern auch bei der Bewältigung 

von sozialen Fragen und Sicherheitsbelangen 

von Staaten und Völkern, betont Zeller.

Dabei ist „Brüssel“, „Straßburg“ und „Euro-

pa“ gar nicht so weit weg, wie manche meinen. 

Dreiviertel aller Gesetze und Vorschriften haben 

mittlerweile ihren Ursprung in Europa und die 

Bewältigung von wirtschaftlicher und sozialer 

Benachteiligung in manchen Regionen und Me-

tropolen ist ohne Hilfe der europäischen Förder-

mittel nicht möglich. Zu diesen Regionen  gehö-

ren auch Berlin und die neuen Bundesländer. So 

kann Berlin in der Förderperiode 2007 bis 2013 

die Summe von 1,2 Milliarden Euro aus Brüssel 

abrufen. Zeller: „Viele soziale 

Projekte, aber auch Infrastruk-

turmaßnahmen und Maßnah-

men der beruflichen Förderung 

wären ohne diese Mittel nicht 

möglich.“ Und auch über das 

Jahr 2013 hinaus wird Berlin 

noch auf diese Strukturmittel 

angewiesen sein. Als ehema-

liger Bezirksbürgermeister 

und jetziger Bezirksstadtrat 

für Wirtschaft kann Joachim 

Zeller dabei auf reiche Erfah-

rungen aufbauen, und für ihn 

schließt sich der Kreis zwi-

schen europäischer Politik auf der einen, und 

kommunaler Politik auf der anderen Seite. 

Berlin liegt mitten in Europa, aber auch keine 

achtzig Kilometer entfernt von Polen, einem 

der wichtigsten neuen Beitrittsländer zu EU. 

Die Chancen, die sich aus dieser unmittelbaren 

Nachbarschaft ergeben, werden noch viel zu 

wenig erkannt – meint der studierte Slawist und 

Kenner Polens Joachim Zeller. Aber auch die 

Risiken, die damit verbunden sind, können nur 

im Dialog mit den polnischen Nachbarn gelöst 

werden. Joachim Zeller will die Chancen sicht-

barer machen und über die Risiken offen mit den 

polnischen Partnern reden.

Die deutsche Einheit und der europäische Eini-

gungsprozess sind für Joachim Zeller zwei Sei-

ten einer Medaille, die Europa Stabilität, Frie-

den, Wohlstand und Sicherheit gebracht haben.

Dass dieser Prozess unumkehrbar ist und dabei 

die Stimme Berlins und besonders der Berliner 

CDU in Brüssel erhoben wird – das verbindet 

Joachim Zeller mit dem Wahlkampf zur Errin-

gung des Mandats für das Europäische Parla-

ment. 

So wählt Europa
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2009 ist ein Jahr großer Jubiläen: Deutsch-
land blickt auf 60 Jahre Bundesrepublik 
und auf den 20. Jahrestag der Friedlichen 
Revolution zurück. Untrennbar verbun-
den mit der Geschichte unseres Landes ist 
die CDU, was sich auch in ihrer Mitglied-
schaft auf treffende Weise widerspiegelt. 
Der Landes- und Fraktionsvorsitzende der 
CDU Berlin, Frank Henkel, traf sich zum 
Gespräch mit drei CDU-Mitgliedern, die, 
wie Henkel sagt, „unserer Geschichte ein 
Gesicht geben“.

So wie Dario Heymann. Der Abiturient ist im 

Jahr des Mauerfalls geboren und seit 2009 

Mitglied der CDU. Die DDR kennt er nur 

aus Erzählungen seiner Eltern und aus dem 

Unterricht. „Doch in der Schule wird das 

SED-Regime viel 

zu positiv darge-

stellt“, bemängelt er. 

Heymann ist der Par-

tei beigetreten, weil 

er sich einsetzen, 

etwas bewegen will. 

„Das war bei mir da-

mals genauso“, erin-

nert sich Frank Hen-

kel. Er ist 1986 nach 

seiner Übersiedlung 

aus Ost-Berlin in 

die CDU eingetre-

ten. „Die CDU hat 

Deutschland und 

Berlin immer als 

Ganzes gesehen und 

sich entschieden für 

die Deutsche Einheit 

eingesetzt, während 

sich andere schon 

längst mit der Tei-

lung abgefunden 

hatten“, beschreibt 

Henkel die dama-

lige Situation, „Ich 

habe durch die CDU 

die Gelegenheit er-

halten, mich zu en-

gagieren – für die 

Einheit und für eine 

bessere Politik“. Für 

seine Überzeugun-

gen einstehen, etwas 

gestalten – das war 

auch für Petra Unfug 

der ausschlaggeben-

de Grund, im Jahr der Friedlichen Revolution 

der CDU beizutreten. Noch heute gehört es 

zu den schönsten Momenten ihrer Mitglied-

schaft, wenn sie sieht, dass Veranstaltungen 

der CDU auf positive Resonanz stoßen und 

sie mit ihrer Parteiarbeit etwas bewirken 

kann. Petra Unfug kommt aus einer Fami-

lie „überzeugter SPD-Wähler“, wie sie sagt, 

„Unserer Geschichte  

Die CDU Deutschlands wurde im Juni 1945 in Berlin und im Rhein-
land gegründet. Die Idee der CDU als überkonfessionelle „Union“ 
aller christlich orientierten Kräfte war in den Widerstandskreisen 
und Gestapogefängnissen im Bewusstsein gemeinsamer Schicksale, 
politischer Überzeugungen und Leitbilder entstanden. Das staatliche 
Leben in Deutschland sollte auf christlicher, demokratischer und fö-
deraler Grundlage aufgebaut werden. Vorsitzender der CDU und er-
ster Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland wurde Konrad 
Adenauer. Unter seiner Führung gelang der Bundesrepublik nach der 
Katastrophe des Zweiten Weltkrieges die europäische Integration so-

wie die Westbindung in Europäischer Gemeinschaft und NATO. Von 
entscheidender Bedeutung wurde auch die durch Ludwig Erhard ge-
prägte Soziale Marktwirtschaft, die die entscheidenden Weichen für 
das Wirtschaftswunder in den 1950er Jahren stellte. Das zentrale Ziel 
der CDU war seit der Teilung Deutschlands die Wiedervereinigung. 
1989 schufen die Menschen in Ostdeutschland mit einer friedlichen 
Revolution die Voraussetzung dafür. Unter der Regierung von Hel-
mut Kohl entstand ein einiges, freies und fest im Westen verankertes 
Deutschland. Seit 2005 stellt die CDU mit Angela Merkel die erste 
Bundeskanzlerin in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. 

Die CDU Deutschlands - ein Rückblick auf den Anfang
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„aber ich fühlte mich schon immer zur CDU 

hingezogen“. Von der SPD sei sie zu oft ent-

täuscht worden. So auch 1989, als die SPD 

in Berlin entgegen vorheriger Versprechen 

nach der Wahl eine rot-grüne Koalition bilde-

te. „Als Wähler so beschummelt zu werden, 

das fand ich furchtbar“, erinnert sie sich, „da 

musste ich was tun“. Das mit Abstand lang-

jährigste CDU-Mitglied in der Runde ist Dr. 

Albert Kosler, der vor genau 60 Jahren in 

die Partei eintrat. „Noch vor Gründung der 

DDR“, wie der Treptow-Köpenicker betont. 

Nach dem Krieg hat der damals 16-Jährige 

„die Kommunisten so richtig kennengelernt“ 

und musste viele negative Erfahrungen mit 

ihnen sammeln. „Ich wollte denen nicht alles 

überlassen“, erklärt Dr. Kosler und man spürt 

noch heute seine Entschlossenheit. Trotz er-

heblicher Hürden, die ihm durch die SED 

ausschlaggeben-

den Weichen für 

einen beispiel-

losen Aufstieg 

der Bundesre-

publik Deutsch-

land durch das 

Wirtschaftswun-

der stellten und 

den Menschen 

in Westdeutsch-

land ein Leben 

in Freiheit und 

Wohlstand mög-

lich war, blieb 

dies DDR-Bür-

gern wie Dr. 

Kosler verwährt. 

Erst nach dem 

Zusammenbruch 

des SED-Re-

gimes erhielt er 

die Gelegenheit, 

sich demokra-

tisch zu engagie-

ren und so ge-

hörte er tatsäch-

lich der ersten 

frei gewählten 

Vo lkskammer 

der DDR an. 

„An der Deut-

schen Einheit 

mitzuwirken war eines meiner schönsten Er-

lebnisse“, resümiert Dr. Kosler heute. „Die 

damalige Leistung der DDR-Bürger und der 

Regierung Kohl ist einmalig“, denkt Henkel 

an die Zeit zurück. 

„Die CDU war in der Geschichte unseres 

Landes diejenige Partei, die die entscheiden-

den Grundsteine für Freiheit, Wohlstand und 

Einheit gelegt hat“, so Henkel abschließend.

 ein Gesicht geben“

auferlegt wurden, hatte er sich nie ausbrem-

sen lassen. Während Bundeskanzler Konrad 

Adenauer und Wirtschaftsminister Ludwig 

Erhard (beide CDU) nach dem Krieg die 

Frank Henkel im Gespräch mit dem 19jährigen Dario Heymann, mit 
Petra Unfug, die seit 20 Jahren CDU-Mitglied ist und  mit Dr. Albert 
Kosler, dessen Mitgliedsausweis von 1949 rechts oben abgebildet ist.
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„Es gibt kein Einheitskind, deshalb 
brauchen wir auch keine Einheits-
bildung“, so fasst Frank Henkel, 
Landes- und Fraktionsvorsitzender 

der CDU Berlin, den „Masterplan 
Bildung“ der Berliner Union zu-
sammen, der derzeit in den Gliede-
rungen der Partei diskutiert wird. 
In neuen kooperierenden Bildungs-
gängen sollen nach dem von einer 
Expertenkommission erarbeiteten 
Plan die Talente der Schüler best-
möglich bei größter Durchlässigkeit 
gefördert werden. Schwerpunk-
te liegen dabei auf der vorschuli-

schen Erziehung, der praktischen 
Talentförderung und dem Ausbau 
der Gymnasien. Auf einer Landes-
mitgliederversammlung wurde der 
Masterplan unter Leitung der Spit-
ze der Expertenkommission, Dr. 
Eva-Maria Kabisch, Sascha Steuer 
und Katrin Schultze-Berndt, vorge-
stellt.
Das Berliner Schulsystem soll danach 

jedem jungen Berliner die Chance auf 

eine erfolgreiche Schulkarriere und 

einen qualifizierten Schulabschluss 

bieten. Dabei geht es der CDU um 

den Anspruch begabungsgerechter 

Förderung ohne Stigmatisierung, aber 

mit selbstverständli-

chem Leistungsan-

spruch und sozialer 

Verantwortung. Das 

bedeutet Aufstieg 

durch Bildung. 

Frank Henkel

bekräftigt: „Alle 

müssen einbezogen, 

keiner darf zurück-

gelassen werden.“ 

Auf dieser Grundlage hatte die Ma-

sterplan-Kommission Bildung in an-

derthalb Jahren ein neues Strukturmo-

dell entwickelt. 

Sascha Steuer, bildungspolitischer 

Sprecher der CDU-Fraktion, fordert 

eine Schulstruktur, die die Unter-

schiedlichkeit der Schüler nicht igno-

riert und alle schlicht nebeneinander 

setzt. Dies wäre genauso falsch, wie 

Schüler durch unattraktive Schulfor-

men zu stigmatisieren. Steuer: „Wir 

brauchen Vielfalt und damit Chancen 

für alle Schüler.“ Das komplette Pro-

gramm finden Sie unter

 www.cduberlin.de.

CDU will Aufstiegs-
chancen für alle Schüler

Sparen Sie Geld!
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• Das Angebot exklusiv für 
 CDU Mitglieder:
 Warum sparen Sie Geld 
 bei HDI?

– CDU Mitglieder handeln 
verantwortungsvoll.
Das belohnt HDI mit be-
sonders günstigen Preisen

– Starkes Preis-Leistungs-
Verhältnis: HDI arbeitet 
günstig als Direktver-
sicherer

– Schnelle und unbürokra-
tische Hilfe im Schadensfall

– Kombi-Sparbeiträge: 
Beitragsersparnis für 
Mitglieder bis 27 %

Telefon  0180 2 703703*
Telefax  030 3204-455

*6 Ct. pro Anruf aus dem Festnetz der 
 Dt. Telekom, abweichende Preise aus 
 Mobilfunknetzen möglich. 

HDI
Niederlassung Berlin
Stichwort: „CDU“
Krausenstraße 9-10
10117 Berlin

HDI Versicherungen
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Spannende Wochen liegen hinter 
der CDU Berlin. In allen zwölf 
Kreisverbänden wurde ein neu-
er Vorstand gewählt. Während 
zehn Kreisvorsitzende in ihren 
Ämtern bestätigt wurden, steht 
in Charlottenburg-Wilmersdorf 
und in Neukölln jeweils ein neues 
Gesicht an der Spitze des Kreis-
verbandes.

Den Auftakt zu den Vorstandswah-

len in den zwölf Kreisverbänden 

der CDU Berlin bildeten am 20. 

Februar 2009 Steglitz-Zehlendorf, 

Treptow-Köpenick und Wuhle-

tal. In Steglitz-Zehlendorf wurde 

Michael Braun in seinem Amt als 

Kreisvorsit-

zender be-

stätigt. Der 

Stellvertre-

tene Vorsit-

zende der 

CDU-Frakti-

on im Abge-

ordnetenhaus 

von Berlin 

ist Leiter des Arbeitskreises Kul-

tur und kulturpolitischer Sprecher. 

Erneut zum Kreisvorsitzenden von 

Treptow-Köpenick wurde Fritz 

Niedergesäß gewählt. Der Diplom- 

Bauingenieur ist auch Vorsitzender 

des Unionhilfswerkes Treptow so-

wie Ortsvorsitzender von Bohns-

dorf. Einstimmig in seinem Amt 

als Kreisvorsitzender von Wuhletal 

bestätigt wurde Mario Czaja. Der 

gesundheitspolitische Sprecher der 

CDU-Fraktion ist ebenfalls Stell-

vertretender Fraktionsvorsitzender. 

Die Kreisverbände Tempelhof-

Schöneberg, Friedrichshain-Kreuz-

berg und Pankow wählten am dar-

auf folgenden Tag ihre Vorstände. 

In Tempelhof-Schöneberg wurde 

erneut der Vorsitzende des Arbeits-

kreises Haushalt und Finanzen der 

CDU-Fraktion im Angeordneten-

haus, Florian Graf, klar bestätigt. 

Mit deutlichem Ergebnis wurde 

auch Dr. Wolfgang Wehrl wieder 

zum Kreisvorsitzenden von Fried-

richshain-Kreuzberg gewählt. Der 

ehemalige Finanzsenator von Ber-

lin und Vizepräsident des BDE, 

Peter Kurth, wurde mit deutlicher 

Mehrheit als Kreisvorsitzender von 

Pankow bestätigt. In der folgen-

den Woche wählten zunächst die 

Kreisverbände Mitte, Reinicken-

dorf und Charlottenburg-Wilmers-

dorf sowie anschließend Neukölln, 

Lichtenberg und Spandau einen 

neuen Kreisvorstand. Im Kreisver-

band Mitte wurde der Landes- und 

Fraktionsvorsitzende der CDU 

Berlin, Frank Henkel, wieder mit 

einem beeindruckenden Votum 

gewählt. Der Stellvertretende Frak-

tionsvorsitzende und Vorsitzende 

des Wirtschaftsausschusses der 

Berliner CDU, Dr. Frank Steffel, 

durfte sich über ein fulminantes 

Wiederwahlergebnis in Reinicken-

dorf freuen. Steffel ist ebenfalls 

Direktkandidat der CDU Berlin 

für die Bundestagswahl 2009. In 

Charlottenburg-Wilmersdorf steht 

mit dem sportpolitischen Sprecher 

der CDU-Fraktion, Andreas Statz-

kowski, ein neues Gesicht an der 

Spitze des Kreisverbandes, nach-

dem der langjährige Vorsitzende 

Ingo Schmitt nicht mehr zur Wahl 

angetreten ist.  Neuerungen gab 

es auch in Neukölln. Hier wurde 

der Bezirksstadtrat Michael Büge 

zum neuen Vorsitzenden gewählt. 

In Lichtenberg konnte sich Gre-

gor Hoffmann mit fünf Stimmen 

Mehrheit gegen Günter Toepfer 

durchsetzen, der nun die Position 

des Stellvertretenden Kreisvorsit-

zenden innehat. Der Kreisverband 

Spandau wählte seinen bisherigen 

Vorsitzenden, den Bundestagsab-

geordneten Kai Wegner, mit 95,9 

Prozent der Stimmen wieder. 

Die CDU-Chefs 
in den Berliner 
Bezirken

1 Reinickendorf: Dr. Frank Steffel
2 Pankow: Peter Kurth
3 Spandau: Kai Wegner
4 Mitte: Frank Henkel
5 Lichtenberg: Gregor Hoffmann
6 Charlottenburg-Wilmersdorf: Andreas 
Statzkowski

7 Friedrichshain-Kreuzberg:  
Dr. Wolfgang Wehrl
8 Wuhletal (Marzahn-Hell.): Mario Czaja
9 Steglitz-Zehlendorf: Michael Braun
10 Tempelhof-Schöneberg: Florian Graf
11 Neukölln: Michael Büge
12 Treptow-Köpenick: Fritz Niedergesäß
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„Bildung als soziale Frage des 21. Jahrhunderts“- 

das war der Titel der Bundesdelegiertenver-

sammlung des Rings Christlich-Demokratischer 

Studenten (RCDS). Prof. Monika Grütters sprach 

zur Eröffnung: „Gerade in der derzeitigen schwie-

rigen wirtschaft-

lichen Situation 

gilt: Deutsch-

lands wichtigste 

Ressource sind 

gut ausgebilde-

te Menschen“. 

Dafür habe die 

Bundesregierung in dieser Legislaturperiode viel 

getan. Sei es der Ausbau der Ganztagsschulen, 

die von 1.000 im Jahr 2004 auf 7.000 im Jahr 

2008 gewachsen sind, die Stärkung der früh-

kindlichen Bildung, die BAföG- Erhöhung um 

10 Prozent, der Hochschulpakt, der 91.370 neue 

Studienplätze ermöglicht, die Lissabon-Strategie 

oder die Exzellenzinitiative - noch nie habe eine 

Bundesregierung so viel in Bildung und Wissen-

schaft investiert und das Budget dafür so enorm 

erhöht so Grütters 

Weit über ein Jahr ist vergangen, seitdem der 

Steglitz-Zehlendorfer Bundestagsabgeordne-

te Karl-Georg Wellmann den gemeinnützigen 

Verein „Berlin hilft e. V.“ (www.berlin-hilft.de) 

gegründet hat und gemeinsam mit den Berliner 

Helios-Kliniken in Zehlendorf und Buch eini-

gen schwerkranken Kindern aus der Ukraine 

das Leben rettete. Zuletzt 

der kleinen Anastasia: 

Sie leidet an den Folgen 

eines offenen Rückens. 

Inzwischen sind mehrere 

Operationen im Helios-

Klinikum Emil-von-Beh-

ring in Berlin-Dahlem 

erfolgt. Mithilfe einer Beinprothese kann sie nun 

sogar schon krabbeln. Diese Hilfsaktion wurde 

nur möglich, weil die Ukrainische Botschaft in 

Berlin und einige Sponsoren aus der deutschen 

Wirtschaft den Verein unterstützen. Jede Spende 

ist lebenswichtig. Karl-Georg Wellmann nutzte 

deshalb auch die Frauen-Infobörse in Steglitz-

Zehlendorf zur Werbung (Foto: Wellmann (re.) 

zusammen mit Norbert Schmidt, Stadtrat für 

Soziales und Sport (li.). Spendenkonto: Berliner 

Volksbank eG, Stichwort „Berlin hilft“, 

BLZ: 100 900 00, Konto-Nr.: 74 75 92 50 03.

Für Kai Wegner war es eine besondere Ehre und 

Freude, beim feierlichen Gelöbnis der Rekrutin-

nen und Rekruten des Lazarettregimentes 31 reden 

zu dürfen. Denn als waschechter Einwohner der 

alten Garnisonstadt Spandau fühlt sich der Bun-

destagsabgeordnete dem Sanitätsregiment, das 

schon über ein halbes Jahrzehnt in der Spandau-

er Blücher-Steinhoff-Kaserne Zuhause ist, sehr 

verbunden. Wegner in seiner Rede vor den über 

1000 Anwesenden: „Unser Land braucht junge 

Menschen, die voller Überzeugung ihren Dienst 

tun. Sie übernehmen Verantwortung für unser 

Land, für den Schutz von Frieden, Freiheit und 

Menschenrech-

ten.“ Darüber 

hinaus dankte 

er den ebenfalls 

a n w e s e n d e n 

S o l d a t i n n e n 

und Soldaten 

des Regimen-

tes, die gerade aus dem Kosovo und Afghanistan 

zurückgekehrt sind. Ihr Einsatz dokumentiere, 

dass die Deutsche Bundeswehr als Vertreter des 

Deutschen Volkes ihre Friedensmissionen in der 

Weltgemeinschaft ernst und verantwortungsvoll 

wahrnehme. 

Die jüngste Entschließung des Europäischen 

Parlaments zu den Beitrittsverhandlungen der 

EU mit der Türkei darf nach Meinung des für 

Verkehrs- und Europapolitik zuständigen Bun-

destagsabgeordneten Ingo Schmitt nicht ohne 

Konsequenzen bleiben. Danach ist eine breite 

parteiübergreifende Mehrheit der Abgeordneten 

besorgt, weil es in der Türkei eine stete Verlang-

samung des Reformprozesses gibt. Insbesondere 

ist die Meinungs- und Pressefreiheit in der Türkei 

immer noch nicht ausreichend geschützt und nach 

wie vor werden Menschen aufgrund des Presse-

gesetzes verfolgt. „Seit Beginn der Beitrittsver-

handlungen zeigt sich Ankara schwerfällig und 

unwillig, die in der EU geltenden Standards bei 

Menschenrechten, Presse-, Meinungs- und Reli-

gionsfreiheit anzuerkennen. 

Die Gespräche können daher 

nicht einfach weitergehen, 

sondern sollten jetzt bis auf 

weiteres ausgesetzt werden. 

Die Regierung Erdogan muss 

erkennen, dass ihre Hinhalte-

taktik in essentiellen Fragen 

Folgen hat“, erklärte Schmitt.

Der Umgang des Berliner Senats unter Klaus 

Wowereit (SPD) mit dem Flughafen Tempelhof 

bietet erneut Anlass zur Kritik. Im Vordergrund 

steht die Kurzzeit-Vermietung an die Modemes-

se Bread & Butter: Über 10 Jahre soll die Messe 

den Flughafen nutzen dürfen – jeweils für zwei 

Monate im Jahr. Dadurch sind andere Nutzer 

des Gebäudes gezwungen, vorübergehend ihren 

Bereich zu räumen oder das Gelände ganz zu 

verlassen. Damit die Auswirkungen für die Steu-

erzahler nicht im Dunkeln bleiben, hat die CDU 

im Berliner Abgeordnetenhaus Einsichtnahme in 

die Verträge beantragt. Nun prüft möglicherweise 

auch noch der Bundesrechnungshof, weil Ver-

mögensinteressen des Bundes als Miteigentümer 

betroffen sind. Peter Rzepka, Bundestagabgeord-

neter aus Tempelhof-Schöne-

berg: „Die Entwicklung einer 

zentral gelegenen Immobilie 

dieser Dimension verlangt 

die volle Aufmerksamkeit des 

Regierenden Bürgermeisters, 

kein konzeptionsloses Durch-

wursteln.“

 AUS DEM BUNDESTAG

Prof. Monika Grütters ist Spitzenkandidatin der 
CDU-Berlin für die kommende Bundestagswahl 
und hat ihren Wahlkreis in Marzahn-Hellersdorf, 
sie ist Obfrau der CDU/CSU-Fraktion für Kultur 
und Medien. Karl-Georg Wellmann, zweiter der 
CDU-Liste, will wieder sein Direktmandat im 
Wahlkreis Steglitz –Zehlendorf gewinnen; er ist 
Fachmann für Außenpolitik, Bauen und Umwelt-
schutz. Der jüngste MdB, Kai Wegner, ist zugleich 
neuer Landesgruppenvorsitzender, Wirtschafts-
fachmann und Spandauer Kandidat, sowie auf 
Platz 5 der Liste. Ingo Schmitt, Direktkandidat in 
Charlottenburg-Wilmersdorf, ist ausgewiesener 
Verkehrsexperte. Peter Rzepka, Tempelhof-Schö-
neberg, zeichnet sich durch den unermüdlichen 
Einsatz für seinen Bezirk aus.
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Die Landesgruppe der fünf Berliner 
CDU-Bundestagsabgeordneten: 

Die wichtigste Ressource

ist der Mensch

Lebensrettende Spenden für 
Kinder

Feierliches Gelöbnis im  
Lazarettregiment

Türkische Blockade mit  
Folgen

Tempelhof-Nachnutzung 
überfordert Senat 
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Kompromisslos für 

Jugendarbeit

Kompromisslos für den Mellowpark 

– kompromisslos für Jugendarbeit.  

Niels Korte, der als Professor für 

Sozialarbeit lehrt und CDU-Direkt-

Kandidat in Treptow-Köpenick ist, 

bezeichnete den Erfolg dieses Pro-

jektes der Jugendarbeit als „nahezu 

einmalig in 

Deutschland, 

denn der Träger 

finanziert seine 

Arbeit selbst, 

ist national 

und internatio-

nal bekannt 

und verknüpft 

Jugendarbei t 

sinnvoll mit einer wirtschaftlichen 

und selbständigen Orientierung der 

jungen Leute“. Korte bekräftigte den 

Standpunkt der CDU in Treptow-Kö-

penick, dass der künftige Stand-

ort des Mellowparks nur das 

Paul-Zobel-Areal sein kann. Erst 

Mitte Februar hatte der größte 

BMX- und Skatepark in Europa 

eine Gnadenfrist für die laufen-

de Saison und den alten Standort 

erhalten. Somit muss der Mel-

lowpark noch in diesem Jahr auf 

ein anderes geeignetes Grundstück 

umziehen. Aus Sicht des Betreibers, 

dem Verein All eins e.V., ist der Um-

zug aber nur auf das 66.000 Qua-

dratmeter große Grundstück an der 

Wuhlheide sinnvoll, auf dem sich das 

Paul-Zobel-Stadion befindet. Doch 

dieses Areal wurde 2006 vom Be-

zirk Treptow-Köpenick an den Lie-

genschaftsfonds Berlin übergeben, 

welcher Ende 2008 einen Verkauf 

für 5,6 Millionen Euro initiierte. Der 

Aufsichtsrat des Fonds und der Ver-

mögensausschuss des Abgeordneten-

hauses müssen diesem Verkauf noch 

zustimmen. Der Aufsichtsrat des Lie-

genschaftsfonds Berlin, dessen allei-

niger Gesellschafter das Land Berlin 

ist, kann diesen Verkauf noch verhin-

dern und so den Mellowpark retten. 

CDU-Direktkandidat Niels Korte 

fordert von Gregor Gysi (LINKE) 

und Karl-Josef Wasserhövel (SPD) 

sich für den Erhalt des Mellowparks 

bei den Aufsichtsräten einzusetzen, 

denn deren Parteigenossen stellen die 

Mehrheit im Aufsichtsrat.

A bis Z im Märkischen 

Viertel

Großer Ärger oder großer Wurf– un-

ter diesem Motto stand die öffentli-

che Veranstaltung der CDU-Märki-

sches Viertel, bei der insbesondere 

die Problematik der Sanierung des 

Märkischen Viertels durch die GE-

SOBAU AG Kernthema des Abends 

war. Mehr als 600 Teilnehmer nutz-

ten die Möglichkeit, unter der Mo-

deration des Wahlkreisabgeordneten 

Michael Dietmann (CDU) sowie im 

Beisein von Vertretern des Vorstan-

des der GESOBAU AG, all ihre Fra-

gen rund um die Sanierung, Moder-

nisierung aber auch um die allgemei-

ne Situation im Märkischen Viertel 

loszuwerden.

Die Themen reichten von A wie Ab-

fallbeseitigung über Müllabwurfan-

lagen bis Z wie Zeitplan. In der Frage 

der Müllabwurfanlagen fordert die 

CDU den Erhalt der Anlagen.

Erfolgreiche Kleider-

sammelaktion

Der CDU Ortsverband Hohenschön-

hausen rief zusammen  mit dem 

Lebensmut e.V. vor kurzem zur 

Kleidersammelaktion im Kieztreff 

„Falkenbogen“ in der Grevesmüh-

lener Straße auf, an der sich zahl-

reiche Bürgerinnen und Bürger aus 

Hohenschönhausen und Lichtenberg 

beteiligten. Die Kleiderspenden, die 

von der Lichtenberger Hilfe abge-

holt wurden, werden nun sinnvoll 

an Hilfsbedürftige verteilt. „Für die 

zahlreichen Spenden der engagierten 

Bürgerinnen und Bürger aus Hohen-

schönhausen möchten wir uns recht 

herzlich bedanken. Unser Dank gilt 

auch dem CDU Landesverband, der 

sich mit einer großzügigen Klei-

derspende beteiligte“, sagte Martin 

Pätzold (zweiter von rechts), Vorsit-

zender der CDU Hohenschönhausen. 

„Gemeinsam trägt diese Aktion zu 

einem Stück mehr an Solidarität der 

Bürgerinnen und Bürger untereinan-

der bei“ ergänzte Edeltraut Töpfer 

(rechts), Direktkandidatin der CDU 

in Lichtenberg. Die nächste Kleider-

sammelaktion wird im September 

2009 stattfinden.

„Kultursensible  

Pflege im Alter“

Am 17. Februar 2009 lud das Kom-

munalpolitische Bildungswerk ge-

meinsam mit dem Deutschen Ärz-

tinnenbund und der Frauen Union 

Berlin-Mitte zum Fachgespräch über 

kultursensible Pflege im Alter. Mit 

dabei: Emine Demirbüken-Wegner 

und Gregor Hoffmann, beide Abge-

ordnete der CDU-Fraktion im Abge-

ordnetenhaus (Bildmitte) sowie Dr. 

Camilla Bühring (links) und Barbara 

Herrmann (rechts). In den kommen-

den Jahren wird immer mehr mit 

pflegebedürftigen alten Menschen zu 

rechnen sein, die einen anderen kul-

turellen und religiösen Hintergrund 

mitbringen als die Mehrheit der bis-

herigen Pflegebedürftigen. Gerade 

bei alten Menschen erfordert dies 

eine höhere Sensibilität beim 

Pflegepersonal. Hier gäbe es 

jedoch noch Nachholbedarf, so 

Demirbüken-Wegner. Ein Weg 

dahin ist auch die Motivation 

von Menschen mit Migrations-

hintergrund für Pflegeberufe. 

Eine interkulturelle Öffnung ist 

jedoch grundsätzlich auf beiden 

Seiten notwendig. Zudem for-

dern Fachleute eine Erhöhung 

des Betreuungsschlüssels.      

Gregor Hoffmann ermutigte die Be-

troffenen, mit konkreten Forderun-

gen auf die Politik zuzukommen, 

damit tragfähige Lösungen erarbeitet 

werden können.

 

Vorankündigungen

Alle „Trümpfe“  
in der Hand

Am Freitag, dem 3. April 2009, Be-

ginn: 18.00 Uhr, findet in den Antik-

Stuben im “Kunigundeneck“ Wer-

derstraße 14, 12105 Berlin, wieder 

das Tempelhofer Skatturnier statt. 

Neben Spaß am Skatspiel winken at-

traktive Preise. 

Das Startgeld inklusive eines kleinen 

Imbiss beträgt 5 Euro. Aufgrund der 

begrenzten Teilnehmerzahl wird um 

telefonische Anmeldung bei Herrn 

Drews unter Tel.-Nr.: 75 51 49 91 (ab 

16.00 Uhr) gebeten.

Kommunalwahlen 1989  
in der DDR

Zeitzeugen aus der ersten Reihe dis-

kutieren die Ereignisse rund um die 

skandalträchtigen Kommunalwahlen 

im Mai 1989, die letztlich zum Vor-

spiel der Wende wurden. 

Mit Brigitte Seebacher-Brandt trifft 

eine erstklassige Kennerin der So-

zialdemokartie dieser Zeit auf 

Eberhard Diepgen, der damals, 

wie kein Zweiter für die Berli-

ner CDU stand. Vera Lengsfeld 

berichtet von der Demokratie-

bewegung jenseits des Branden-

burger Tors und Prof. Manfred 

Wilke erläutert den historischen 

Background. Die Diskussion 

findet statt am Montag, dem 4. Mai, 

ab 19.00 Uhr, im Ernst-Reuter-Haus, 

Straße des 17. Juni.

UNION VOR ORT
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Erscheinungsweise:  Erscheint einmal im Quartal

I M P R E S S U M

„Ich habe das erste Mal in 

meinem Leben an einer Preis-

ausschreibung teilgenommen 

und gewonnen“, war die Re-

aktion der Gewinnerin des 

vorletzten Rundschau-Rät-

sels, Gisela Burmeister, als 

sie ihren Gewinn vom CDU 

Landesverband Berlin per-

sönlich übergeben bekam 

(kleines Foto, rechts).

In dieser Ausgabe unseres 

Rundschau-Rätsels haben wir 

uns nu als Architekten in der 

Eingangshalle des Preußi-

schen Land-

tags betä-

tigt. Ebenso 

wie bei den 

zahlreichen 

Umbauten 

des heute 

denkmalgeschützten Gebäu-

des im Zuge seiner wechsel-

vollen Nutzungsgeschichte 

wurden auch nun sechs De-

tails verändert – jedoch nur 

grafisch. 

Finden Sie die sechs Unter-

schiede zwischen den Bildern 

und mit ein wenig Glück ge-

winnen Sie einen 100-Euro-

Gutschein vom Kulturkauf-

haus Dussmann. Einsende-

schluss ist der 3. April. 

Für die richtige Lösung des 

letzten Rundschau-Rätsels 

darf sich Regina Paulke aus 

Tempelhof-Schöneberg über 

zwei Ehrenkarten für ein 

Heimspiel unserer Handball-

bundesliga-Mannschaft Rei-

nickendorfer Füchse freuen. 

Herzlichen Glückwunsch!

DAS RUNDSCHAU-RÄTSEL
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Moralisch begründetes Verhalten ist wichtig – nicht nur für den 
Einzelnen, sondern auch für die Gesellschaft insgesamt. 

Wir bewundern zu Recht diejenigen Menschen, die aufgrund ihrer 

tiefsten Überzeugungen und Wertvorstellungen den beiden Diktaturen auf 

deutschem Boden entschiedenen Widerstand geleistet haben. Ob Dietrich 

Bonhoeffer als überzeugter evangelischer Christ, Bernhard Lichtenberg als 

katholischer Priester oder Carl von Ossietzky als atheistischer Humanist 

– sie alle sind große Widerstandskämpfer gegen den Nationalsozialismus, 

die ihr Leben in einer festen religiösen oder weltanschaulichen 

Verwurzelung gelebt und daraus Werte entwickelt haben, nach denen sie 

gehandelt haben. Andererseits haben wir in der jüngsten Vergangenheit 

immer wieder erschreckende Beispiele dafür erlebt, wozu fehlgeleiteten 

Moralvorstellungen auch führen können. Vor diesem Hintergrund ist es 

wichtig, dass gerade Kindern und Jugendlichen die Gelegenheit geboten 

wird, sich aktiv mit Moral und Wertevorstellungen auseinanderzusetzen. 

Moralische Bewertungen hängen vom jeweiligen Menschenbild und 

davon ab, was der Betrachter als den Sinn des Lebens ansieht. So mag der 

atheistische Humanist in einzelnen moralischen Wertungen zum selben 

Ergebnis kommen wie etwa der überzeugte Christ. Wichtig für beide ist 

aber, dass sie ihre eigene Moral in Einklang mit ihren Vorstellungen vom 

Sinn des Lebens entwickeln können. Daher muss ein auf die ethische und 

moralische Bildung junger Menschen ausgerichteter Unterricht nach deren 

Grundüberzeugungen differenzieren. Christliche, muslimische, jüdische 

oder atheistische Schülerinnen und Schüler werden unterschiedliche 

Fundamente für ihre moralischen Vorstellungen entdecken. Es ist 

Sache des Staates, diese Vielfältigkeit zu respektieren. Nur wer seine 

moralischen und ethischen Vorstellungen mit seiner Vorstellung von 

Leben in Einklang zu bringen vermag, wird in seiner Haltung gefestigt 

sein und gleichzeitig Verständnis und Toleranz gegenüber denjenigen 

wahren können, die andere Grundvorstellungen haben. 

Daher sollte neben Ethik auch Religion als gleichberechtigtes 

Unterrichtsfach an den Berliner Schulen angeboten werden – wie dies 

in übrigens fast allen anderen Bundesländern bereits heute der Fall ist. 

Ganz gleich, ob evangelische 

oder katholische Christen, 

Moslems, Juden oder 

überzeugte Atheisten, sie 

alle sollen und müssen die 

Möglichkeit erhalten, die 

Grundlagen ihrer eigenen 

Überzeugung kennen zu lernen 

und damit das eigentliche 

Fundament ihrer ethischen und 

moralischen Vorstellungen 

zu legen. Dafür setzt sich 

die Initiative „Pro Reli“ ein. 

Am 26. April 2009 haben die 

Berlinerinnen und Berliner die 

Möglichkeit, darüber abzustimmen, ob Religion als gleichberechtigtes 

Unterrichtsfach an Berliner Schulen angeboten werden soll. 

Die Vielfalt respektieren –  
Ein Plädoyer für Wahlfreiheit

INFO-

COUPON
Ja, ich interessiere mich für die Arbeit der CDU Berlin:
Senden Sie mir Informationsmaterial zu!

Ja, ich möchte Mitglied der CDU werden:
Nehmen Sie Kontakt mit mir auf.

Name, Vorname

Straße, Hausnummer, PLZ

Telefon

eMail
CDU Berlin • Wallstraße 14A • 10179 Berlin
Tel.:  030. 32 69 04 - 0 • Fax:  030. 32 69 04 -44 • cduberlin@cduberlin.de

CDU Landesverband Berlin, Wallstraße 14A, 10179 Berlin

Was bedeutet eigentlich „Wahlzwang“?

In Ermangelung fundierter Argumente sprechen 
die Gegner von Pro Reli gerne von „Wahlzwang“, 
um die von der Initiative angestrebte Wahlfreiheit 
zu diskreditieren. Doch was ist eigentlich unter 
„Wahlzwang“ zu verstehen? Betrachtet man die 
Welt aus diesem Blickwinkel, ist unser gesamtes 

Leben ein ewiger Wahl- und Entscheidungszwang. 
Was esse ich zum Frühstück? Wie verbringe 
ich meine Freizeit? Was sehe ich mir heute im 
Fernsehen an? Unser gesamter Alltag wird durch 
kleinere und größere Entscheidungen bestimmt, 
somit unterliegen wir ständig einem gewissen 
„Wahlzwang“. Doch lässt sich die Möglichkeit, 
frei aus einer Vielfalt an Angeboten wählen zu 

können, tatsächlich als „Zwang“ beschreiben? 
Ist der Umstand, jemandem die Entscheidungs- 
und Wahlfreiheit – also den „Wahlzwang“ 
– abzunehmen, in Wirklichkeit nicht der größere 
Zwang? Millionen Menschen auf dieser Welt 
kämpften und kämpfen für die Freiheit, wählen zu 
können. Ein wirklicher Zwang für sie war und ist 
es, nicht wählen zu dürfen. 

Beim Volksentscheid zur Wahlfreiheit zwischen Ethik und Religion an Berliner Schulen geht es um den Kampf gegen staatliche Bevormundung. 
„Am 26. April ist Tag der Freiheit“, heißt es auf den vor dem Brandenburger Tor vorgestellten Plakaten der Initiative ProReli.


